SSOAR

Open Access Repository

Kolumbien vor dem Amtsantritt der Regierung
Uribe: durch mehr Krieg zum Frieden?

Kurtenbach, Sabine

Verdffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper

Zur Verfiigung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:

GIGA German Institute of Global and Area Studies

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:

Kurtenbach, S. (2002). Kolumbien vor dem Amtsantritt der Regierung Uribe: durch mehr Krieg zum Frieden?
(Brennpunkt Lateinamerika, 12). Hamburg: Institut fur Iberoamerika-Kunde. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-

ssoar-443307

Nutzungsbedingungen:

Dieser Text wird unter einer CC BY-NC Lizenz (Namensnennung-
Nicht-kommerziell) zur Verfigung gestellt. Ndhere Auskiinfte zu
den CC-Lizenzen finden Sie hier:
https.//creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/deed.de

gesis

Leibniz-Institut
fiir Sozialwissenschaften

Terms of use:

This document is made available under a CC BY-NC Licence
(Attribution-NonCommercial). For more Information see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0

Mitglied der

Leibniz-Gemeinschaft ;‘


http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-443307
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-443307
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0

BRENNPUNKT
LATEINAMERIKA

POLITIK - WIRTSCHAFT - GESELLSCHAFT

INSTITUT FUR IBEROAMERIKA-KUNDE HAMBURG

Nummer 12 28. Juni 2002 ISSN 1437-6148

Durch mehr Krieg zum Frieden?
Kolumbien vor dem Amtsantritt der Regierung Uribe

Sabine Kurtenbach

Vieles erinnert an die Aufbruchstimmung vor vier Jahren und doch ist alles ganz anders: Im Juli 1998 hatte
sich der gewahlte Prasident Andrés Pastrana noch vor seinem Amtsantritt mit dem legendéren Anfiihrer
der FARC (Fuerzas Aramadas Revolucionarias de Colombia), Manuel Marulanda, in den Bergen getroffen
und die rasche Aufnahme von Friedensgesprachen vereinbart. Die Mehrheit der Kolumbianerinnen und
Kolumbianer unterstiitzte den Dialog mit der altesten Guerillagruppe des Kontinents in der Hoffhung, dass
dadurch die ausufernde Gewalt im Land eingeddmmt werden kénne, die in wachsendem MaR die gesamte
Gesellschaft und die Wirtschaft des Landes in Mitleidenschaft zog. Die Hoffnungen wurden enttiuscht:
Zwar gab es Gespréache, diese zeichneten sich aber durch das Fehlen konkreter Ergebnisse aus. Die Ge-
walt eskalierte und alle bewaffneten Akteure — Guerilla, Armee und Paramilitérs — nutzten die Zeit, um ihre
militérische Starke auszubauen. In der Folge nahmen Massaker, Vertreibung und Flucht eine Dimension
an, die Beobachter von einer ,,humanitaren Krise* sprechen lasst. Auf diese Entwicklungen haben die
kolumbianischen Wahlerinnen und Wahler mit der Wahl von Alvaro Uribe reagiert, der den Friedensge-
sprachen mit der Guerilla von Anfang an skeptisch bis ablehnend gegeniiberstand. In seinem Wahlkampf
versprach er eine ,,Politik der harten Hand* und forderte mehr US-Militarhilfe auch fiir die Auseinander-
setzung mit der bewaffneten Opposition. Nach dem Scheitern des Friedensprozesses unter Pastrana soll die
neue Regierung nun versuchen, durch mehr Krieg zum Frieden zu gelangen. Ob dies gelingt, ist mehr als
zweifelhaft. Fiir eine Einschatzung der Perspektiven fir die Amtszeit von Alvaro Uribe ist es aber zunéchst
notwendig, die umfassende Krise von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft Kolumbiens zu analysieren. Nur
so kann es eine Anndherung an die momentane Dynamik und die ihr zugrundeliegende Kréftekonstellation
geben.

Die humanitare Krise: Flucht, Vertreibung und
zunehmende Gewalt

Die Konsequenzen der bewaffneten Auseinander-
setzungen in Kolumbien haben das Ausmal} einer
humanitéren Katastrophe erreicht. In ihrem letzten
Bulletin dokumentiert die Menschenrechtsorganisa-
tion CODHES (Consultoria para los Derechos Hu-
manos y el Desplazamiento) eine neuerliche Eskala-
tion der Gewalt gegen die Zivilbevolkerung. Allein
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in den ersten drei Monaten des Jahres 2002 waren
mindestens 90.179 Menschen gezwungen, ihren
Wohnort zu verlassen. Insgesamt befinden sich in
Kolumbien mittlerweile zwei Millionen Menschen
innerhalb des Landes auf der Flucht, das sind fast
5% der Bevolkerung. Eine weitere Million Men-
schen hat das Land in Richtung Miami, Europa oder
Lateinamerika verlassen. Grund fur Flucht und Ver-
treibung von taglich tausend Menschen ist die wach-
sende Brutalitit der Auseinandersetzungen zwischen
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der Guerilla einerseits und den paramilitarischen
Gruppen und den staatlichen Sicherheitskraften
andererseits. Massaker an der Zivilbevolkerung
gehdren mittlerweile nicht mehr nur bei den Para-
militéars, sondern auch bei der Guerilla zur Strategie
der territorialen Kontrolle. Im Zuge der militéri-
schen Eroberung werden die Gebiete von mutmal3-
lichen Anhdngern und Sympathisanten der jeweils
anderen Seite ,,gesdubert™. In den ersten drei Mona-
ten des laufenden Jahres gab es nach CODHES 23
Massaker, bei denen 128 Menschen getdtet wurden.
Verantwortlich waren in sechs Féllen die Paramili-
térs, in funf Féllen die FARC, in einem der ELN, in
11 Féllen sind die Tater unbekannt. Darliber hinaus
gab es im gleichen Zeitraum 42 Morde an Fih-
rungspersonen lokaler Behdérden oder Basisbewe-
gungen, Mitarbeitern sozialer Organisationen oder
Kirchen. Die Menschenrechtsberichte von Human
Rights Watch — Americas, von amnesty internatio-
nal und auch der des US-State Departement zeich-
nen ein &hnlich dusteres Bild.

Selbst wenn ,,nur” ein Viertel der 37.190 Morde,
die 2001 in Kolumbien verlibt wurden, einen politi-
schen oder sozialen Hintergrund haben soll, fordert
die politische und soziale Gewalt Jahr fiir Jahr Gber
8.000 Menschenleben. Neben Guerilleros, Paramili-
térs, Soldaten und Polizisten sind die zivilen Haupt-
opfer Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und
Gewerkschafter. Allein in den ersten vier Monaten
des Jahres 2002 sind zwei Menschenrechtsverteidi-
ger und 52 Gewerkschafter ermordet worden. Dies
hat gravierende Auswirkungen auf die Organisati-
onsfahigkeit der zivilen Opposition und der sozia-
len Bewegung im Land. Der Menschenrechtsbericht
des US-State Departement macht die in den Autode-
fensas Unidas de Colombia (AUC) zusammenge-
schlossenen paramilitarischen Gruppen im Jahr
2001 far 3.500 Morde verantwortlich.

Dass die Zivilbevolkerung in wachsendem Maf
zum eigentlichen Ziel der Gewalt wird, hat Anfang
Mai das Massaker in Bellavista gezeigt. Dort star-
ben bei Auseinandersetzungen zwischen FARC,
AUC und Armee mindestens 119 Personen, darun-
ter viele Kinder, 98 weitere wurden schwer verletzt,
Uber 2.500 Menschen flohen. Das Biro der UN-
Hochkommissarin fur Menschenrechte machte FARC,
AUC und die staatlichen Sicherheitskréfte glei-
chermaRen fir die Gréueltat verantwortlich.

Andere Formen der Gewalt, die in direktem Zu-
sammenhang mit dem bewaffneten Konflikt und
der finanziellen Notwendigkeit von Guerilla und
Paramilitars stehen, bedrohen Tag fiir Tag immer
mehr Menschen. Neben der Erhebung von ,,Steu-
ern* sind es vor allem Entfiihrungen, die die Kassen
von Guerilla und Paramilitars fiillen. 70% der welt-
weit stattfindenden Entfiihrungen geschehen in Ko-
lumbien. Auch wenn die konkreten Angaben zur
Zahl der Entfihrungen je nach Quelle variieren und
es eine hohe Dunkelziffer gibt, sind sich doch alle
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dariiber einig, dass es seit 1997/98 einen dramati-
schen Anstieg gegeben hat. In den vergangenen
sechs Jahren wurden dber 15.000 Menschen ent-
fiihrt, 672 in Gefangenschaft ermordet. 2001 wur-
den 3.041 Menschen entfihrt, allein im April 2002
waren es 600 Menschen. Viele dieser Verschlepp-
ten befinden sich monatelang irgendwo in den ko-
lumbianischen Bergen in Gefangenschaft. Das nati-
onale Sicherheitsbiro DAS schétzt, dass die Ein-
kiinfte aus Entfihrungen wahrend der 90er Jahre
allein den FARC US$ 1,5 Mrd. eingebracht hat.!

Die Masse der Entfuhrungen soll nach Angaben
der Organisation Fundacion Pais Libre auf das
Konto von FARC und ELN gehen, gefolgt von
normalen Kriminellen und Paramilitérs, bei einem
GroRteil der Félle sind die Urheber allerdings unbe-
kannt. Fir das Jahr 2001 gibt die Fundacion fol-
gende Zahlen an:

Tabelle 1: Entfihrungen 2001

Urheber Zahl Prozentsatz
ELN 917 30
FARC 840 29
unbekannt 564 19
Kriminelle 292 10
AUC 262 9
Gesamt 3041

Quelle: www.paislibre.org.co

Konzentrierte sich die Gewalt in Kolumbien lange
Zeit vor allem auf die landlichen Regionen, so hat
sie sich in den vergangenen Jahren {iber das gesam-
te Territorium ausgebreitet und erfasst in zuneh-
mendem MaR auch die Stadte. Auch in den Medien
nimmt die Berichterstattung einen immer grofer
werdenden Raum ein. All dies zusammen fuhrt zur
allgemeinen Verunsicherung der gesamten Bevol-
kerung.

Die multiple Krise von Politik und Wirtschaft

Die ansteigende Gewalt ist auch ein Symptom der
umfassenden Krise von Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft Kolumbiens, die zur Auflésung tradi-
tioneller Beziehungen fiihrt, ohne dass neue, vor
allem zivile Formen des Zusammenlebens entstan-
den sind.

Das politische System des Landes ist trotz der
Offnung durch die neue Verfassung von 1991 im-

1 wvgl. zur Entfilhrungsindustrie die Studie von Pax Chris-

ti Niederlande (2002), die von den FARC allerdings
heftig angegriffen wird, weil sie die Grauel der Parami-
litdrs nicht berticksichtige.

Brennpunkt Lateinamerika Nr. 12-02


http://www.paislibre.org.co/

mer noch elitenzentriert und traditionellen Herr-
schaftsmechanismen des Klientelismus und Perso-
nalismus verhaftet. Bei den Parlaments- und Se-
natswahlen vom 10. Méarz 2002 erhielten die offi-
ziellen Kandidaten der beiden traditionellen Partei-
en weniger als die Hélfte der Mandate. Die Mehr-
heit der Sitze ging an Kandidaten von ca. 40 klei-

nen Gruppen und Koalitionen. Auch wenn die Ero-
sion des traditionellen Parteiensystems offensicht-
lich ist, muss man doch einschrédnkend feststellen,
dass es sich bei vielen der ,,neuen“ Parteien um
taktisch motivierte Abspaltungen von Politikern der
beiden traditionellen Parteien handelt.

Tabelle 2: Ergebnisse der Parlaments- und Senatswahlen vom 10. Méarz 2002

Kongress Senat
2002 I 1998 2002 1998
Partido Liberal 54 89 28 59
Partido Conservador 21 50 13 29
andere 86 24 61 14
Gesamtzahl der Sitze 161 163 102 102

Wie gering die Wahlerbindung einerseits, die Bin-
dung der Abgeordneten an die offizielle Linie ihrer
Partei andererseits ist, wurde bei den Président-
schaftswahlen und in deren Folge deutlich, als der
unabhangige Kandidat Alvaro Uribe bereits im
ersten Wahlgang mit 53% der abgegebenen Stim-
men zum neuen Prasidenten gewdahlt wurde. Schon
im Vorfeld dieses absehbaren Sieges hatten sich
zahlreiche Abgeordnete — vor allem der chancenlo-
sen konservativen Partei des amtierenden Prasiden-
ten — Uribe angeschlossen.

Die kolumbianische Wirtschaft befindet sich
mittlerweile im sechsten Jahr der Rezession. Hief3
es in der Vergangenheit ,dem Land geht es
schlecht, der Wirtschaft geht es gut®, so stimmt dies
seit der zweiten Halfte der 90er Jahre nicht mehr.
Die Gewalt ist dabei allerdings nur ein verschérfen-
der Faktor. Zu den direkten Kosten der Gewalt
durch Anschlage auf die Infrastruktur — etwa die
178 Attentate auf die Olpipeline Cafio Limdn-
Covefias im Jahr 2001 — kommt die Tatsache, dass
das Wachstum der kolumbianischen Wirtschaft
nach Einschatzung von Okonomen ohne die Gewalt
um zwei Prozentpunkte héher sein kdnnte.

Fir 50% der Bevolkerung stellen die hohe Ar-
beitslosigkeit und die Unterbeschéftigung das Haupt-
problem dar. Hinzu kommt, dass diejenigen, die
Arbeit haben, vielfach nur zeitweise arbeiten. Diese
Probleme werden durch die Krise im Kaffeesektor
im Zuge des Verfalls der internationalen Kaffee-
preise verscharft. Auch wenn Kaffee nur noch mit
einem Anteil von weniger als 10% an den Export-
produkten Kolumbiens beteiligt ist, leben nach wie
vor ein Drittel der im Agrarsektor tatigen Menschen
von dessen Anbau und Export.

Auch um die Staatsfinanzen Kolumbiens steht
es nicht gut. Galt das Land wéhrend der lateiname-
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rikanischen Verschuldungskrise der 80er Jahre noch
als rihmlicher Ausnahmefall, so hat die Verschul-
dung in den vergangenen Jahren stark zugenom-
men, gibt es zur Zeit das grofite Defizit der Staats-
finanzen in der Geschichte des Landes. Die Aus-
landsverschuldung stieg 2001 auf 44,2% des Brut-
tosozialprodukts.

Dariiber hinaus gibt es ein wachsendes Problem
mit der Korruption im Land. Eine Studie der Welt-
bank kommt zu dem Ergebnis, dass US$ 480 Mio.
an Bestechungsgeldern gezahlt wurden. Besorgnis-
erregend sei die Tatsache, dass sich lokale Wirt-
schaftgruppen Uber die Finanzierung des Wahl-
kampfes von Politikern Einflussmdglichkeiten bei
Behorden erkauften. Im Ranking von Transparency
International ist Kolumbien in den vergangenen
Jahren immerhin von Platz 79 (1998, zwischen
Venezuela und Indonesien) auf Rang 50 (2001,
zwischen Tschechien und Mexiko) vorgerutscht
(vgl. www.transparency.org). Im Zusammenhang mit
den Finanzmitteln des Plan Colombia werden der-
zeit allerdings zahlreiche Vorwirfe wegen Verun-
treuung von Geldern untersucht, darunter solche
gegen 100 NGOs.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht erstaunlich,
dass die soziale Situation der Bevdlkerung trotz des
Reichtums des Landes erschreckend schlecht ist. 10
Millionen Menschen leiden in Kolumbien nach
Angaben des UN-Erndhrungsprogramms an Hun-
ger.

Das angekiindigte Scheitern des
Friedensprozesses

Die genannten Probleme und Entwicklungen sind
nicht neu. In jedem Wahlkampf wird versprochen,
die Privilegien der Reichen und Méchtigen abzu-
schaffen und etwas zur Verbesserung der sozialen
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Lage der Bevolkerungsmehrheit zu tun. Auch an
hochtrabenden Planen mangelt es nicht. Wahrend
der Prasidentschaft von Ernesto Samper (1994-98)
hieR das Entwicklungsprogramm Salto Social, die
Regierung Pastrana entwickelte den Plan Colom-
bia. Mit einem Umfang von US$ 7,5 Mrd. sollte
das ambitionierte Projekt ,,Frieden, Wohlstand und
die Starkung der Institutionen* férdern. Die Umset-
zung erwies sich aber schon deshalb als schwierig,
weil groliere Beitrdge nur aus den USA kamen und
deren Hilfe vor allem den staatlichen Sicher-
heitskréften zugute kam. Nicht nur die Guerilla
lehnte den Plan ab, auch von der Europdischen
Union und zahlreichen nationalen und internationa-
len NGOs gab es schwerwiegende Kritik, in deren
Mittelpunkt die Konzentration des Plans auf den
Stiden des Landes, die Bespriihung von Kokafel-
dern und der Einsatz des Militars standen.

Die FARC bezeichneten den Plan in einem of-
fenen Brief an den US-Kongress und das Volk der
Vereinigten Staaten als ,,Plan fur den Krieg“. Die
steigende US-Militarhilfe war neben dem Thema
der Paramilitdrs und deren Verbindungen zu den
Streitkraften der Punkt, der die Gesprache immer
wieder ins Stocken brachte bzw. der Guerilla den
Vorwand bot, die Gesprache abzubrechen oder aus-
zusetzen. Gleichzeitig starkte die wachsende US-
Militérhilfe die internen Gegner des Friedenspro-
zesses, die ohnehin glauben, der Konflikt solle mili-
térisch ,,geldst” werden. Letztlich trug der Plan Co-
lombia — gewollt oder ungewollt — zur Eskalation
der Gewalt, zur Starkung der hardliner in allen La-
gern und zur Polarisierung der Konfliktparteien bei.

Die zentralen Defizite des Friedensprozesses der
Regierung Pastrana lagen allerdings auf einer grund-
legenderen Ebene:

¢ Weder Regierung noch Guerilla entwickelten
eine klare Vorstellung oder Strategie, was das
Ziel der Gespréache sein sollte. Der vereinbarte
Themenkatalog stellt eine umfangreiche Liste
der Probleme des Landes dar, die aber weder am
Verhandlungstisch, noch in Gesprachen allein
zwischen Regierung und Guerilla zu 16sen sind.

¢ Alle Konfliktparteien verfolgten parallel zu den
Gesprachen einen Plan B fur den Tag des Schei-
terns und riisteten militérisch auf.

¢ Es gab keine konkreten Ergebnisse, die wie ein
Abkommen zu Menschenrechten oder zur Ein-
haltung des humanitéren Kriegsvolkerrechts als
vertrauensbildende Schritte oder zum Schutz der
Zivilbevolkerung gewirkt héatten.

Dariiber hinaus wurde der Friedensprozess durch
die Strategie der Gewalteskalation der paramilitéri-
schen Gruppen torpediert, die mit an den Verhand-
lungstisch wollten. Dies wurde von den FARC stets
vehement abgelehnt, die Regierung zeichnete sich
in dieser Frage durch Ambivalenz aus. Auf der
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einen Seite lehnt sie die Sichtweise der FARC ab,
die die Paramilitars flr eine Verlangerung der staat-
lichen Streitkrdfte halt. Andererseits hat auch die
Regierung Pastrana die Paramilitars, wenn (ber-
haupt, nur sehr halbherzig bek&mpft. Zahlreiche
Berichte von nationalen und internationalen Men-
schenrechtsorganisationen belegen die zum Teil
offene, zum Teil stillschweigende Kooperation
zwischen Militar und Paramilitars. Auch wahrend
der jlingsten Sitzung der UN-Menschenrechtskom-
mission in Genf wurde die Regierung abermals
aufgefordert, energisch gegen diese Verbindungen
vorzugehen. Dies wirde allerdings einen radikalen
Bruch mit der eigenen Geschichte voraussetzen,
weil dazu die Durchsetzung des staatlichen An-
spruchs auf das Gewaltmonopol notwendig ware.
Dazu waren die 6konomischen und politischen
Eliten des Landes bisher aber nicht nur nie bereit
gewesen, sondern haben dies stets zu verhindern
gewusst und Parallelstrukturen aufgebaut.

Das Hin und Her zwischen Verhandlungsunter-
brechungen, gezielten Provokationen und Drohun-
gen sowie die wiederkehrenden Blitzaktionen nati-
onaler und internationaler Akteure zur Rettung der
Verhandlungen waren der Ausdruck dieser Defizite.
Zuletzt verhinderte Ende Januar 2002 nur eine en-
gagierte diplomatische Initiative der internationalen
»Freunde des Friedensprozesses” den Abbruch der
Gesprache. Am 20. Februar verkiindete Prasident
Pastrana dann das endgliltige Aus, nachdem die
FARC in einer spektakuldren Aktion den Prasiden-
ten der Friedenskommission des kolumbianischen
Senats entfihrt hatten.?

Neben der fehlenden Bereitschaft der Gewaltak-
teure ber grundsatzliche Reformen und Verande-
rungen zu verhandeln, veranderte sich nach dem 11.
September 2001 auch das internationale Umfeld
Kolumbiens. Vertreter des kolumbianischen Mili-
tars forderten alsbald die internationale Unterstut-
zung im Kampf gegen den ,Terrorismus“ in Ko-
lumbien. Der Koordinator des Biros fur Terroris-
mushekdmpfung im US-State Department, Francis
Taylor, bezeichnete die FARC als die ,,gefahrlichste
internationale Terrorgruppe® in der westlichen He-
misphdre. Nach dem Abbruch der Gesprache titu-
lierte auch die Regierung die FARC als Terroristen
und Drogenhéndler — Bezeichnungen, die sie wéh-
rend des Friedensprozesses stets abgelehnt hatte.
Selbst die Europdische Union hat sich dieser
Sprachregelung mittlerweile angeschlossen, den
FARC-Vertretern die Visa entzogen und die FARC
auf Betreiben der kolumbianischen Regierung mit
massiver Unterstiitzung der spanischen Regierung

Am 31. Mai 2002 erklérte Prasident Pastrana auch den
Dialog mit der zweitgréRten Guerillagruppe, dem Ejér-
cito de Liberacién Nacional (ELN), fiir beendet, da es
nicht moglich sei, die finanziellen Forderungen des
ELN beziiglich eines Waffenstillstands zu erfiillen.
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auf die EU-Liste terroristischer Organisationen ge-
setzt.

Die neue Entente cordiale mit den USA

Die groRten Erfolge erzielte die Regierung Pastrana
in der Auenpolitik. Das Verhaltnis zu den USA hat
sich nicht nur normalisiert, sondern die USA sind
abermals zum wichtigsten Verbiindeten der kolum-
bianischen Regierung geworden. Und auch gegen-
Uber der EU, wo in den ersten Jahren die Kkritischen
Tone Uberwogen, hat die kolumbianische Regie-
rung in den vergangenen Monaten ihre Sichtweise
und Interpretation des Konflikts durchgesetzt.

In einem fir die US-Politik zentralen Feld hat
die neue Allianz aber offensichtlich klaglich ver-
sagt: der Bekampfung des illegalen Drogenanbaus.
Trotz der massiven Besprihungen von (ber
140.000 Hektar im Stiden des Landes ist der Koka-
anbau in der gleichen GréRenordnung gewachsen,
so dass es sich letztlich um ein Null-Summen-Spiel
handelt. Belegt wird dies sowohl durch Satelliten-
aufnahmen der CIA als auch durch Angaben der
UN-Drogenbehorde. Bbése Zungen behaupten, die
Bespriihung trage — durch die Verknappung des
Angebotes — zur Aufrechterhaltung der hohen Preise
und damit zur Stabilisierung des Drogenmarkts bei.

Regierungsstellen meinen, es hétte wesentlich
mehr bespriiht werden kdnnen, wenn die dafr be-
nétigten US-Flugzeuge friher geliefert worden
waéren. Diese Sichtweise verkennt allerdings zwei-
erlei: Erstens waren die Bespriihungen sehr umstrit-
ten und haben im Suden des Landes zu massiven
Protesten der betroffenen Bevolkerung (einschlieB3-
lich der Gouverneure) gefiihrt. Beklagt wird, dass
die Bespriihungen nicht nur die Kokapflanzen,
sondern auch Grundnahrungsmittel und andere
Produkte vernichten, wodurch die Lebensgrundlage
der Bauern zerstort wird. Zweitens fiihren Bespri-
hungen erfahrungsgemal lediglich zur territorialen
Verlagerung des Drogenanbaus. Die Anbauflachen
sind in Kolumbien in den vergangenen Jahren nicht
zuletzt deshalb gewachsen, weil die Anti-Drogen-
programme in Peru und Bolivien erfolgreich waren.

Auch das Programm zur freiwilligen Substituie-
rung des Kokaanbaus im Putumayo verlief nur sehr
schleppend. Nur auf einem Drittel der geplanten
6.930 Hektar wurde der Anbau von Koka durch den
Anbau legaler Produkte abgeldst. Die US-Regie-
rung hat deshalb von einem Scheitern des Projektes
gesprochen und behauptet, es fehle den teilnehmen-
den Familien am Willen zur Umsetzung der ur-
spriinglichen Projekiziele. Eine Position, die weder
von Mitarbeitern der UN noch von den Projektver-
antwortlichen geteilt wird. Sie weisen darauf hin,
dass solche Prozesse und Umstellungen nicht von
heute auf morgen zu bewerkstelligen sind.

In den USA wurden die Kolumbienpolitik und
die Unterstiitzung des Plan Colombia zwar kontro-
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vers diskutiert, in ihren wesentlichen Elementen
aber von Demokraten wie Republikanern mitgetra-
gen. Die Kolumbienpolitik der Regierung von
George W. Bush setzte deshalb zunéchst auf Konti-
nuitat. Allerdings hat sie einen regionalen Ansatz-
punkt fiir ein neues Hilfsprogramm gewahlt, das sie
unter dem Namen Andean Regional Initiative (ARI)
im April 2001 vorstellte. Auch hier erhélt Kolum-
bien mit 70% den Léwenanteil der US-Hilfe®. Zu-
nachst hielt sich auch die Bush-Administration an
den in Washington vorherrschenden Konsens, dass
die US-Hilfe auf die Drogenbekdampfung zu be-
schrénken und eine Verstrickung in den Guerilla-
krieg zu vermeiden sei. Aber schon im Frihjahr
2001 stimmten einige Personalentscheidungen bei
der Besetzung von zentralen Regierungspositionen
fir die Formulierung und Durchfiihrung der US-
Lateinamerikapolitik bedenklich. Prasident Bush
ernannte ausgerechnet Otto Juan Reich zum Staats-
sekretar fur die westliche Hemisphéare. Reich war
zuletzt Lobbyist der Schnaps- (Bacardi), Tabak-
(BAT) und Waffenindustrie (Lockheed) und ist ein
erklarter Gegner jeder Annédherung an Castros Ku-
ba. In den 80er Jahren leitete Reich die ,,psycholo-
gische Kriegsfiihrung” gegen das sandinistische
Nikaragua, ein Buro, das im Zuge der Aufdeckung
des Iran-Contra-Skandals® geschlossen wurde. Dies
lasst angesichts der wachsenden direkten Involvie-
rung der USA in Kolumbien nichts Gutes erahnen.

Im Juni 2001 rief eine von der US-Luftwaffe fi-
nanzierte Studie der einflussreichen RAND-Corpo-
ration offen zu einer groBeren Einmischung der
USA in Kolumbien auf. Auch hier wurde explizit —
allerdings als positives Beispiel — auf die US-ameri-
kanische Unterstlitzung fir die salvadorianische
Regierung in den 80er Jahren verwiesen. El Salva-
dor erhielt damals téglich 2 Mio. Dollar US-Wirt-
schafts- und Militarhilfe. Kritiker weisen zu Recht
darauf hin, dass diese Gelder den Krieg in El Sal-
vador um Jahre verlangert haben. Schon wegen der
komplexeren Konfliktstruktur und der GroRe des
Landes ist ein vergleichbares Engagement in Ko-
lumbien nicht nur aussichtslos, sondern auch un-
maglich.

Nach dem 11. September 2001 wurde im Rah-
men der Neubewertung der US-Sicherheitspolitik
die Umorientierung in der Kolumbienpolitik vol-
lends abgeschlossen. Es gewannen diejenigen Kraf-

Kolumbien ist seit 1998 weltweit zum drittgrofiten
Empfanger US-amerikanischer Militarhilfe geworden,
das Land erhalt genauso viel Militarhilfe wie alle ande-
ren lateinamerikanischen L&nder zusammen.

Im Rahmen der Iran-Contra-Affare versorgten Mitar-
beiter der Reagan-Administration die nikaraguanischen
Contras entgegen einem ausdriicklichen Verbot des US-
Kongresses mit Waffen, die aus dem Iran kamen.
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te Oberhand, die eine Aufhebung der Trennung®
zwischen Hilfe bei der Drogenbekdmpfung und
Hilfe bei der Guerillabekdmpfung befurworten.
Prasident Bush hat im April 2002 einen diesbezlgli-
chen Antrag beim US-Kongress gestellt. Im Haus-
haltsansatz fiir das Jahr 2003 sind erstmals seit Ende
des Kalten Krieges beachtliche Summen an Mili-
térhilfe fiir Kolumbien vorgesehen, die nicht an den
Kampf gegen die Drogen gekoppelt sind. Darunter
sind US$ 98 Mio. zur Ausbildung einer Brigade der
kolumbianischen Armee, die die Haupterddlpipeli-
ne des Landes bewachen soll, die von ELN und
FARC regelméBig gesprengt wird. Hier wird — ge-
rade angesichts der sich zuspitzenden Lage im Na-
hen Osten — ein weiteres Interesse der US-Politik
deutlich: die Sicherung des Zugangs zu Erdol.®

Wahlkampf und Gewalt

Wie auch in der Vergangenheit war in der Vor-
wahlzeit ein Anwachsen der politischen Gewalt zu
verzeichnen. Sowohl FARC als auch AUC versuch-
ten, den Wahlkampf zu sabotieren. Wahrend die
AUC in den von ihnen kontrollierten Gebieten
drohten, fir jede Stimme, die nicht fiir Alvaro Uri-
be abgegeben werde, einen Menschen zu ermorden,
versuchten die FARC die Stimmabgabe fur Uribe
zu verhindern. Am 23. Februar 2002 entfiihrten die
FARC die unabhéangige Présidentschaftskandidatin
Ingrid Betancourt, die sich vor allem fiir eine Fort-
flhrung des Friedensprozesses und eine grundle-
gende Demokratisierung des Landes eingesetzt
hatte. Nachdem Alvaro Uribe Mitte April in Bar-
ranquilla nur knapp einem Anschlag der FARC
entgangen war, spielte sich der restliche Wahl-
kampf fast ausschlieBlich tber die Medien ab. Alle
Kandidaten schrankten ihre offentlichen Auftritte
ein. Vor diesem Hintergrund ist es umso erstaunli-
cher, dass die Wahlen nach Regierungsangaben in
95% des Landes ruhig verliefen.

Die Gewalteskalation ist der zentrale Grund fur
den Wahlerfolg von Alvaro Uribe. Dies wird unter
anderem daran deutlich, dass sein Aufstieg in den
Umfragen mit der Beendigung des Friedensprozes-
ses zusammenfiel (siehe Tabelle 3).

Zwei Grinde gaben den Ausschlag fur Uribes
klaren und deutlichen Wahlsieg bereits in der ersten
Runde der Présidentschaftswahlen: Erstens die Un-
zufriedenheit groBer Teile der Bevolkerung mit
dem Friedensprozess und die Hoffnung, dass nach
dessen Scheitern die von Uribe versprochene Poli-

® Der US-Kongress hatte das 1,3 Mrd. US-Dollar-
Hilfspaket an die Auflage gebunden, dass diese Gelder
— und die damit erworbenen Helikopter, Waffen etc., —
nur und ausschlieflich fiur die Drogenbekdampfung,
nicht aber zur Guerillabekdmpfung verwendet werden.

®  Kolumbien ist der siebtgroRte Erdéllieferant der USA
und verfiigt in den Amerikas Uber die gréften noch
nicht ausgebeuteten Erddlreserven.

126

tik der ,,harten Hand“ eine Chance erhalten sollte.
Als einziger Prasidentschaftskandidat hatte Uribe
die Friedenspolitik der Regierung Pastrana von
Anfang an scharf kritisiert. In seinem 100-Punkte-
Programm forderte er die Erhdhung der staatlichen
Militarausgaben, die Schaffung einer Miliz von
einer Million Kolumbianern, die den Streitkréaften
und der Polizei zuarbeiten sollen, und eine verstark-
te internationale Hilfe vor allem der USA beim
Kampf gegen die Guerilla. Eine Wiederaufnahme
des Dialogs lehnt er nicht ab, will diesen allerdings
nur aus einer Position der militérischen Stéarke fuh-
ren, weil er meint, die Guerilla nur so zu Zuge-
stdndnissen bewegen zu konnen. Fir die Guerilla
bedeutet Uribes Sieg eine herbe Niederlage, wéh-
rend die Paramilitars sich mit seiner Wahl sehr
zufrieden zeigten.

Der zweite Grund fir Uribes Sieg dirfte in sei-
ner Kritik an der traditionellen ,,politiqueria“ und
ihrer Korruption zu suchen sein, was sich in Ko-
lumbien stets breiter Zustimmung erfreut. Bei den
Wahlen 1998 verfehlte Noemi Sanin, die dieses
Mal weit abgeschlagen auf Platz 4 landete, mit
dieser Position nur knapp die Stichwahl. Vor allem
in den groflen Stadten sind die Kritik an Klientelis-
mus und Personalismus sehr beliebt, gewannen bei
den Kommunalwahlen unkonventionelle Kandida-
ten wie Atanas Mockus in der Hauptstadt Bogota.
Uribe erhielt in Bogota doppelt so viele Stimmen
wie Serpa, in Medellin, der Hauptstadt Antioquias,
wo er Bilirgermeister, spater Gouverneur war, sogar
viermal so viele Stimmen. Die Verkleinerung des
Kongresses um mehr als ein Drittel durch eine Zu-
sammenlegung der beiden Kammern sowie der
Kampf gegen die Korruption sind weitere Eckpfei-
ler von Uribes 100-Punkte-Programm.

Dieser Rhetorik hatten die anderen Kandidaten
wenig entgegenzusetzen. Horacio Serpa, der bis
zum Jahresanfang noch in allen Umfragen klar
gefiihrt hatte, versuchte vergeblich die Auseinan-
dersetzung zu einer Richtungsentscheidung zu ma-
chen. Er warf Uribe vor, Kandidat der Paramilitérs
zu sein und diese legalisieren zu wollen, weil er
schon als Gouverneur von Antioquia die sogenann-
ten Convivir unterstiitzt hatte. Was Serpa nicht
sagte war, dass die Convivir von der Regierung
Samper (1994-98) ins Leben gerufen wurden und er
als deren Innenminister ebenfalls ein Befurworter
der Birgerwehren war. Verboten wurden sie erst
durch ein Urteil des obersten Gerichts.

Auch wenn Uribe durch die Wahlen ein klares
Mandat erhalten hat, so wird dies doch durch die
abermals hohe Wahlenthaltung von 53% der Wahl-
berechtigten eingeschrankt. Betrachtet man die abso-
luten Zahlen, so erhielt Uribe weniger Stimmen als
Andrés Pastrana im zweiten Wahlgang 1998. Aller-
dings verfligt er von allen relevanten politischen
Kraften im Land zweifelsohne (ber die groBte de-
mokratische Legitimation.
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Tabelle 3:

Umfragen und Ergebnis der Prasidentschaftswahlen (in %o):

Datum der Umfrage 9/01 1/02 2/02 4/02 16.5.02 Wahlergebnis
26.5.02
Horacio Serpa 41,2 30,1 24,0 27,4 23,0 31,8
Alvaro Uribe 23,4 39,0 59,5 47,7 49,3 52,9
Noemi Sanin 16,2 16,9 5,0 7,1 6,0 5,8
Luis Garzon 1,4 0,9 1,2 6,5 7.8 6,2

Quelle: EI Tiempo 20.5.2002 und 27.5.2002

Perspektiven

Noch am Wahlabend trat der gewahlte Prasident
mit einer Ansprache an die Offentlichkeit, mit der
er offensichtlich versohnen wollte. Er bedankte sich
nicht nur bei seinen Anhéngern, sondern auch bei
seinen Kontrahenten und rief sie zur Zusammenar-
beit auf. Bereits im Vorfeld seines Wahlsieges hatte
Uribe groflen Zulauf von Politikern der anderen
Parteien, insbesondere der Konservativen erhalten.’
Seither versuchen beide traditionellen Parteien Uribe
fur sich zu vereinnahmen und ihn durch eine Stra-
tegie der ,,Umarmung“ in den mainstream der ko-
lumbianischen Politik zu ziehen. Diese Taktik hat
sich in der Vergangenheit gegeniiber unabhéngigen
dritten Kréften als erfolgreich erwiesen. Eine Studie
der Universidad de los Andes schatzt, dass Uribe im
Senat auf die Unterstlitzung von 54% der Senatoren
rechnen kann, im Parlament sogar auf 58,7%. Nach
Einschatzungen des Latin American Weekly Report
(LAWR02-23 vom 11.6.02) ist die Unterstiitzung
sogar noch viel grofer. Demnach unterstiitzen 86
von 102 Senatoren und 143 von 165 Parlamenta-
riern den neuen Prasidenten Die Rolle der Opposi-
tion bleibt vor diesem Hintergrund augenscheinlich
der neuen Linken von Lucho Garzon vorbehalten.
Die Wahl von Alvaro Uribe wirft mehr Fragen
auf, als sie Antworten zu geben vermag. Zur Ein-
dammung der Gewalt in Kolumbien gibt es keine
einfachen Antworten und Rezepte. Wenn Uribe
seine Ankindigungen wahrmacht und die Mann-
schaftsstarke, Ausbildung und finanzielle Ausstat-
tung von Streitkréften und Polizei erhoht sowie eine
Million Kolumbianer in Milizen organisieren will,
wird sich die Situation vor allem fur die Zivilbevol-
kerung noch einmal drastisch verscharfen. Diese
Strategie des ,,durch mehr Krieg zum Frieden* ist
ein Spiel mit dem Feuer. Dafr gibt es drei Griinde:
Erstens wird es dabei kaum die schnellen Erfolge

Der Présidentschaftskandidat der Konservativen Partei
Juan Camilo Restrepo zog seine Kandidatur nach der
Wahlniederlage seiner Partei bei den Kongresswahlen
im Marz 2002 zuriick. Die Parteispitze beschloss dar-
aufhin, Uribe zu unterstitzen.
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geben, die Uribe braucht, um glaubwiirdig zu sein
und die Hoffnungen, die mit seiner Amtsiibernahme
verbunden sind, nicht zu enttduschen. Kann er nicht
in der ersten Halfte seiner Amtszeit erste Ergebnis-
se vorweisen, verliert er — dhnlich wie Pastrana —
die Initiative, weil die Offentlichkeit schon wieder
auf die ndchsten Wabhlen schielt. Im Gegensatz dazu
hat die Guerilla einen Zeithorizont, der weit tber
die vier Jahre einer Wahlperiode hinausgeht.

Zweitens muss auch der kolumbianische Staat
zur Durchsetzung dieser Strategie seine Aufwen-
dungen fiir den Krieg gegen die Guerilla finanziell
drastisch erhéhen. In den USA mehren sich die
Stimmen derer, die eine weitere Steigerung der US-
Hilfe von verstarkten Anstrengungen in Kolumbien
abhdngig machen wollen. Dazu misste die Regie-
rung entweder Gelder im Regierungshaushalt um-
schichten oder das Steueraufkommen des Staates
erhéhen, was angesichts von Wirtschaftskrise, Aus-
landsverschuldung und sozialer Krise zahlreiche
neue Konfliktfelder 6ffnet.

Drittens ist die geplante Einbeziehung der Be-
volkerung in den Kampf gegen die Guerilla ein
unkalkulierbares Risiko. Kolumbien verfligt tber
zahlreiche Erfahrungen mit Burgerwehren. In den
90er Jahren wurden die Convivir gerade deshalb
wieder verboten, weil sie sich von den illegalen
paramilitdrischen Gruppen nicht unterscheiden lie-
Ren, und weil diese fir einen Grofiteil der Grauelta-
ten gegen die Zivilbevolkerung verantwortlich sind.
Die entscheidende Frage ist, ob diese Gruppen vom
Staat kontrollierbar sind. Wenn ja, dann muss die
Regierung auch die Verantwortung fiir Menschen-
rechtsverletzungen dieser Gruppen bernehmen.
Wenn sie nicht kontrollierbar sind, handelt es sich
um einen weiteren Schritt zur totalen Anarchie.

Entscheidend fir die weitere Entwicklung wer-
den vor allem zwei Fragen sein: Erstens, wie hélt es
der neue Président mit der Demokratie? Auch wenn
das offizielle Kolumbien sich gerne riihmt eine der
altesten Demokratien des Kontinents zu sein, so gilt
dies doch allenfalls dann, wenn man Demokratie
auf die regelmalige Abhaltung von Wahlen redu-
ziert. Im Bereich der fur eine demokratische Gesell-
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schaft entscheidenden Birger- und Freiheitsrechte
sieht die Bilanz wesentlich schlechter aus. Bis zur
Verabschiedung der neuen Verfassung 1991 galt
fast permanent der Ausnahmezustand, durch den
grundlegende demokratische Rechte auler Kraft
gesetzt waren. Im August 2001 wurde ein Gesetzes
zur Nationalen Sicherheit (Gesetz 684) verabschie-
det, dass rechtsstaatlichte Garantien eingeschrénkt,
den Sicherheitskréften umfangreiche Sonderrechte
eingerdumt und die Verhéngung des Ausnahmezu-
standes, die in der Verfassung von 1991 stark ein-
geschrénkt worden war, wieder erleichtert. VVor dem
Hintergrund der sich abzeichnenden Verscharfung
der bewaffneten Auseinandersetzung und ersten
Bemerkungen der designierten Verteidigungsminis-
terin l&sst dies nichts Gutes erahnen.

Die zweite, damit zusammenhédngende Frage
wird sein, wie es der neue Prasident mit den Para-
militars hélt. In seinen zahlreichen Reden hat Uribe
angekiindigt, dass er auch gegen die Paramilitars
mit harter Hand vorgehen wird. Sollte diese An-
kiindigung nicht Wahlkampfrhetorik bleiben, son-
dern es dem neuen Présidenten gelingen, den An-
spruch des kolumbianischen Staates auf das Ge-
waltmonopol wenigstens in Ansédtzen durchzuset-
zen, dann wére Kolumbien der Chance auf eine
Reduzierung der Gewalt einen Schritt naher.

Zundchst wird aber die Gewalt weiter eskalieren
und vor diesem Hintergrund ist die internationale
Gemeinschaft aufgefordert, sich massiv fur die
Belange der Zivilbevélkerung einzusetzen. Alvaro
Uribe hat die Vereinten Nationen aufgefordert, sich
in Kolumbien zu engagieren und zwischen Regie-
rung und Guerilla zu vermitteln. Menschenrechts-

abkommen auf lokaler, regionaler und nationaler
Ebene konnten ein erster entscheidender Schritt zur
Deeskalation sein. Aber nicht nur die UNO, auch
andere Akteure wie die USA, die EU und die la-
teinamerikanischen Lander miissen gegenuiber Gue-
rilla, Paramilitdrs und Militdr auf die Einhaltung
menschenrechtlicher Mindeststandards des humani-
taren Volkerrechts dringen. Gegenlber der neuen
Regierung muss die internationale Gemeinschaft
aullerdem auf der Einhaltung demokratischer Ver-
fahrensweisen und Standards bestehen. Es gibt in
der Region schliellich geniigend Beispiele dafir,
wie ohnehin schwache demokratische und rechts-
staatliche Standards unter weniger dramatischen
Umstanden ausgehohlt wurden. Dies wirde die
Gewalt in Kolumbien aber weiter anheizen.

Literaturhinweise:

Iberodigital — Pressearchiv des I1K.

Adam Isacson 2002: Colombia’s human security cri-
sis. Disarmament Forum 2, (www.unog.ch/unidir/
2-02-e5%20isacson.pdf).

Pax Christi Netherlands 2002: The Kidnap Industry in
Colombia: our business? (www.paxchristi.nl).

Ulrich Laute 2002: Alvaro Uribe wird neuer kolumbi-
anischer Staatsprésident. Politischer Kurzbericht,
Konrad-Adenauer-Stiftung in Kolumbien, Mai.

Human Rights Watch- Americas 2002: www.hrw.org/
wr2k2/americas4.html

amnesty international 2002: www.web.amnesty.org/-
web/ar2002.nsf/amr/colombia!Open

US Department of State 2002: www.state.gov/g/drl/
rls/hrrpt/2001/wha/8326.htm

Autorennotiz: Sabine Kurtenbach, Dr. phil., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin des Instituts fir Iberoamerika-Kunde in
Hamburg. Regionale Schwerpunkte: Kolumbien und Zentralamerika. Thematische Schwerpunkte: Gewalt und Friedenspro-
zesse, Sicherheitspolitik, Militar, Menschenrechte und politische Entwicklung allgemein.

E-Mail: kurtenbach@public.uni-hamburg.de

Impressum: BRENNPUNKT LATEINAMERIKA erscheint zweimal im Monat und wird vom Institut fur Iberoamerika-
Kunde (11K) in Hamburg herausgegeben. Das I1K bildet zusammen mit dem Institut fiir Allgemeine Uberseeforschung, dem
Institut fir Asienkunde, dem Institut fir Afrika-Kunde und dem Deutschen Orient-Institut den Verbund der Stiftung Deut-
sches Ubersee-Institut. Aufgabe des 11K ist die gegenwartshezogene Beobachtung und wissenschaftliche Untersuchung der
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen in Lateinamerika. Das Institut ist bemiiht, in seinen Publi-
kationen verschiedene Meinungen zu Wort kommen zu lassen, die jedoch grundsatzlich die Auffassung des/der jeweiligen
Autors/Autorin und nicht unbedingt die des Instituts darstellen.

Redaktion: Detlef Nolte; Textverarbeitung: Nina Grabe.

Bezugsbedingungen: € 61,50,— p.a. (fir Unternehmen und &ffentliche Institutionen); € 46,— (fir Privatpersonen und Nichtre-
gierungsorganisationen); € 31,— (fur Studierende und Erwerbslose). Fir den Postversand wird ein zusétzlicher Betrag von
€ 15,30,— erhoben. Einzelausgaben kosten € 3,10 (fiir Studierende € 2,10). BRENNPUNKT LATEINAMERIKA kann auch
zum Abopreis per E-Mail bezogen werden.

INSTITUT FUR IBEROAMERIKA-KUNDE
Alsterglacis 8 - D-20354 Hamburg - Tel: 040/ 41 47 82 01 - Fax: 040/ 41 47 82 41

E-Mail: iikhh@uni-hamburg.de - Internet: http://www.rrz.uni-hamburg.de/l11K

128 Brennpunkt Lateinamerika Nr. 12-02



http://www.unog.ch/unidir/�2-02-e5 isacson.pdf
http://www.unog.ch/unidir/�2-02-e5 isacson.pdf
www.paxchristi.nl
http://www.hrw.org/�wr2k2/americas4.html
http://www.hrw.org/�wr2k2/americas4.html
www.web.amnesty.org/%1fweb/ar2002.nsf/amr/colombia!Open
www.web.amnesty.org/%1fweb/ar2002.nsf/amr/colombia!Open
http://www.state.gov/g/drl/�rls/hrrpt/2001/wha/8326.htm
http://www.state.gov/g/drl/�rls/hrrpt/2001/wha/8326.htm
http://www.rrz.uni-hamburg.de/IIK

	Durch mehr Krieg zum Frieden? �Kolumbien vor dem Amtsantritt der Regierung Uribe
	
	Die humanitäre Krise: Flucht, Vertreibung und zunehmende Gewalt
	Tabelle 1: Entführungen 2001
	Die multiple Krise von Politik und Wirtschaft
	Tabelle 2: Ergebnisse der Parlaments- und Senatswahlen vom 10. März 2002
	Das angekündigte Scheitern des Friedensprozesses
	Die neue Entente cordiale mit den USA
	Wahlkampf und Gewalt
	Tabelle 3: Umfragen und Ergebnis der Präsidentschaftswahlen (in %):
	Perspektiven
	Literaturhinweise:



